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Betr.:
Antrag des Kreistagsmitgliedes Herr Dr. Johannes Bruns: Absenkung der Kreisumlage
im Jahr 2027
 
Der Kreistag möge beschließen:
 
Der Kreistag verpflichtet sich, in der Haushaltssatzung 2027 den Umlagesatz der
Kreisumlage auf mindestens 40,414 Prozentpunkte abzusenken. 
 
 
 
Begründung:
 
Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahren des Landes Thüringen erhalten die
Thüringer Landkreise und kreisfreien Städte gemäß dem Thüringer Gesetz zur
Förderung von Investitionen und zum Ausgleich von besonderen Belastungen in den
Jahren 2026 und 2027 eine Sonderzuweisung in Höhe von 161 Millionen Euro zur
weiteren Entlastung ihrer wegen hoher Sozialausgaben belasteten Haushalte.
 
Die Höhe der Sonderzuweisung Soziales für den Landkreis Unstrut Hainich beläuft
sich im Jahr 2026 auf 7.245.652 €, 2027 dürfte die Zuweisung ähnlich hoch sein.
 
Gegenüber dem Vorjahr (2025) ergibt sich damit in 2026 eine Mehreinnahme von
5.131.617 € für den Kreishaushalt. Für 2027 ist eine ähnliche Mehreinnahme zu
erwarten.
 
Ziel dieser Gesetzesänderung, die seit 2025 in Kraft getreten ist, ist die Finanzierung
der kommunalen Ausgabenanstiege im Bereich Soziales und damit die dämpfende
Wirkung auf die Kreisumlage.
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Angesichts dieser Sonderzuweisungen sollte es dem Unstrut-Hainich Kreis möglich
sein, die Kreisumlage im Jahr 2027 auf den genannten Umlagesatz zu senken und
damit den Städten und Gemeinden den notwendigen Spielraum zu eröffnen - etwa für
den Erhalt freiwilliger Leistungen. Unser Landkreis lebt von den Kommunen und
unsere Kommunen leben von ihren Vereinen. Gerade in diesen herausfordernden
Zeiten müssen wir ein deutliches Zeichen der Solidarität des Landkreises gegenüber
unseren Gemeinden setzen.
 
Mit der Beschlussfassung im Februar 2026 hat die Landkreisverwaltung ausreichend
Zeit, den Haushalt 2027 unter der Maßgabe eines verringerten Kreisumlagesatzes zu
planen und beschließen zu lassen. 
 
 
 
D r .   B r u n s 
Kreistagsmitglied der SPD-Fraktion
 
 
Anlagen:
 
 
 

□ Vorlage wurde ohne / mit Änderung zum Beschluss erhoben

□ Vorlage wurde abgelehnt

□ Vorlage wurde zurückgezogen

 
 
Abstimmungsergebnis:
Ja: Nein: Enthaltungen:
 




